
4. Ausbau der Selbstverwaltung auf der Grundlage demokratisch durchgeführter 
fah len . Leitung aller öffentlichen Einrichtungen und der Wirtschaft durch 
ehrliche Demokraten und bewährte Antifaschisten. Systematische Ausbildung 
befähigter Werktätiger als Beamte der Selbstverwaltungsorgane, als Lehrer, 
Volksrichter und Betriebsleiter unter besonderer Förderung der Frauen.

5. Überführung aller öffentlichen Betriebe, der Bodenschätze und Bergwerke, der 
Banken, Sparkassen und Versichenmgsuntemehmungen in die Hände der Ge­
meinden, Provinzen und Länder oder der gesamt-deutschen Regierung. Zu­
sammenfassung der wirtschaftlichen Unternehmungen in Wirtschaftskammern 
unter gleichberechtigter Mitwirkung der Gewerkschaften und Genossen­
schaften. Stärkste Förderung des Genossenschaftswesens. Begrenzung der 
Unternehmergewinne und Schutz der Werktätigen vor kapitalistischer 
Ausbeutung.

6. Aufbau der Wirtschaft und Sicherung der Währung auf Grund von Wirt­
schaftsplänen. Planmäßige Förderung der Bedarfsgütererzeugung in Industrie 
und Handwerk unter Einschaltung der Privatinitiative. Stärkste Intensivierung 
und Förderung der Landwirtschaft. Wiederaufbau der zerstörten Städte und 
beschleunigte Wiederherstellung des Transports und der Sicherheit des Ver­
kehrs. Schaffung der Grundlagen zur Wiedereingliederung Deutschlands in 
den internationalen Warenaustausch durch Ausfuhr von Bedarfsgütern und 
Einfuhr fehlender Rohstoffe und Lebensmittel, auch mit Hilfe internationaler 
Warenkredite. Neuaufbau des Kreditwesens durch öffentliche Kreditinstitute.

Arbeitsbeschaffung für alle Werktätigen. Sicherung des lebensnotwendigen 
Bedarfs der breiten Volksmassen an Nahrung, Kleidung, Wohnung und 
Heizung.

7. Demokratische Steuerreform. Vereinfachung des Steuerwesens durch straffe 
Zusammenfassung aller Steuerarten. Stärkere Berücksichtigung der sozialen 
Lage bei der Steuerbemessung. Die Reicheren sollen die größeren Kriegslasten 
tragen.

8. Sicherung der demokratischen Volksrechte. Freiheit der Meinungsäußerung 
in Wort, Bild und Schrift unter Wahrung der Sicherheit des demokratischen 
Staates gegenüber reaktionären Anschlägen. Gesinnungs- und Religions­
freiheit. Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz ohne Unterschied von Rasse 
und Geschlecht. Gleichberechtigung der Frau im öffentlichen Leben und im 
Beruf. Staatlicher Schutz der Person. Demokratische Rechts- und Justizform.

9. Sicherung des Koalitions-, Streik- und Tarifrechtes. Anerkennung der Be­
triebsräte als gesetzmäßige Vertretung der Arbeiter und Angestellten im 
Betrieb. Gleichberechtigte Mitwirkung der Betriebsräte in allen Betriebs­
und Produktionsfragen.

10. Achtstundentag als gesetzlicher Normalarbeitstag. Ausbau des gesetzlichen 
Arbeitsschutzes, besonders für Frauen und Jugendliche. Ausbau einer einheit­
lichen Sozialversicherung unter Einbeziehung aller Werktätigen. Neuordnung
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